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Anlage 1 


Entwurf eines Siebenten Gesetzes 
zur Änderung des Soldatengesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel 1 

(1) Das Soldatengesetz vom 19. März 1956 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 114), zuletzt geändert durch das Fünfte 
Gesetz zur Änderung beamtenrechtlicher und besol- 
dungsrechtlicher Vorschriften vom 19. Juli 1968 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 848), wird wie folgt geändert: 

1. In § 44 Abs. 2 werden hinter dem Wort „Dienst- 
grad" die Worte „oder nach § 45 Abs. 2 Nr. 3" 
eingefügt. 

2. In § 45 Abs. 2 wird hinter der Nummer 2 ein 
Komma gesetzt und folgende Nummer 3 ange- 
fügt: 

„3. für Offiziere in Verwendungen als Strahl- 
flugzeugführer die Vollendung des vier- 
zigsten Lebensjahres." 

(2) Absatz 1 ist auf Offiziere in Verwendungen als 
Strahlflugzeugführer, die vor dem Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes zu Berufssoldaten ernannt worden sind, 
nur dann anzuwenden, wenn diese sich damit un- 
widerruflich einverstanden erklärt haben. Die Erklä- 
rung ist innerhalb einer Frist von sechs Monaten seit 
Inkrafttreten dieses Gesetzes gegenüber dem näch- 
sten Disziplinarvorgesetzten schriftlich abzugeben. 


Artikel 2 

(1) Das Bundesbesoldungsgesetz in der Fassung 
vom 18. Dezember 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 916), 
zuletzt geändert durch das Fünfte Gesetz zur Ände- 
rung beamtenrechtlicher und besoldungsrechtlicher 
Vorschriften vom 19. Juli 1968 (Bundesgesetzbl. I 
S. 848), wird wie folgt geändert: 

In Nummer 4 der Vorbemerkungen zu den Besol- 
dungsordnungen A und B wird ersetzt 

1. in Satz 2 das Wort „fünfjähriger" durch 
das Wort „siebenjähriger", 

2. in Satz 3 das Wort „fünf" durch das Wort 
„sieben". 

(2) Für Soldaten und Beamte, die vor Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes die Stellenzulage nach Num- 
mer 4 der Vorbemerkungen zu den Besoldungsord- 
nungen A und B erhalten haben, sind die bisherigen 
Vorschriften anzuwenden. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


I. Allgemeines 

1. Der Entwurf eines Siebenten Gesetzes zur Ände- 
rung des Soldatengesetzes betrifft eine Angele- 
genheit der Verteidigung. Er ist nach Artikel 73 
Nr. 1 und 8 GG Gegenstand der ausschließlichen 
Gesetzgebung des Bundes. 

2. Durch das Gesetz soll für Strahlflugzeugführer im 
Dienstverhältnis eines Berufsoffiziers eine auf die 
Verwendung bezogene besondere Altersgrenze 
eingeführt werden. Das Dienstverhältnis dieser 
Soldaten soll bereits mit Überschreiten des 40. Le- 
bensjahres beendet werden können. Damit unter- 
liegen diese Strahlflugzeugführer nicht mehr der 
besonderen Altersgrenze ihres Dienstgrades (§ 45 
Abs. 2 SG). 

Nach flugmedizinischer Erkenntnis sind Strahl- 
flugzeugführer im Regelfälle den Anforderungen, 
die an eine solche Verwendung gestellt werden, 
mit überschreiten des 40. Lebensjahres nicht 
mehr gewachsen. Ihr Belassen im Einsatzverband 
würde daher ein nicht vertretbares Risiko bedeu- 
ten. Andererseits müssen Strahlflugzeugführer 
nach den bisherigen Erfahrungen im Anschluß 
an die fünfjährige Ausbildungszeit so lange wie 
möglich im Verband verwendet werden. Nur der 
Einsatz im Verband bis zum flugmedizinisch ver- 
tretbaren Grenzalter der besonderen Fliegerver- 
wendungsfähigkeit vermittelt dem Strahlflug- 
zeugführer die Flugerfahrung, die ein Höchstmaß 
an Einsatzbereitschaft des Verbandes und vor 
allem an Flugsicherheit gewährleistet und damit 
die Unfallgefahr weitgehend vermindert. Das be- 
stätigen die Untersuchungen der Starfighter-Un- 
fälle. Zudem werden in erheblichem Umfange 
Personal- und Ausbildungskosten gespart, da mit 
längerem Verbleiben im Verband entsprechend 
weniger Strahlflugzeugführer eingestellt und aus- 
gebildet werden müssen. Das lange Verbleiben 
im Verband ermöglicht außerdem eine optimale 
Nutzung der zeitraubenden und teueren Ausbil- 
dung. 

Nach Beendigung ihrer Verwendung im Verband 
kann nur der kleinere Teil der Berufsoffiziere in 
Anschlußverwendungen in der Bundeswehr un- 
tergebracht werden. Die meisten müssen mangels 
einer solchen Anschluß Verwendung aus der Bun- 
deswehr ausscheiden. Es handelt sich hierbei im 
Grunde um die gleiche personalwirtschaftliche 
Notwendigkeit, die zu den dienstgradbezogenen 
besonderen Altersgrenzen geführt hat (Gesetz 
über die Altersgrenzen der Berufssoldaten vom 
9. Juni 1961 — BGBl I S. 725). 

3. Strahlflugzeugführer, die auf Grund ihrer auf die 
Verwendung bezogenen besonderen Altersgrenze 
aus der Bundeswehr ausscheiden, erhalten die bei 


ihrem Ausscheiden erdiente Versorgung von 
durchschnittlich 55 v. H. der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge. Eine Anhebung des Regelsatzes 
erscheint nicht erforderlich. 

4. Da die mit dem Gesetz angestrebte lange Ver- 
bleibzeit im Verband in einem Zeitsoldatenver- 
hältnis nicht erreicht werden kann, ist beabsich- 
tigt, die im Dienst befindlichen Zeitoffiziere in 
Verwendungen als Strahlflugzeugführer auf die 
Dauer in das Berufssoldatenverhältnis zu über- 
nehmen und diese Verwendungen künftig den 
Berufsoffizieren vorzubehalten. 

5. Das baldige Inkrafttreten des Gesetzes liegt im 
militärischen, zugleich aber auch im fiskalischen 
Interesse. Die Bundeswehr muß Wert darauf 
legen, daß Zeitsoldaten mit langjähriger Erfah- 
rung als Strahlflugzeugführer, deren Dienstzeit 
demnächst endet, als Berufssoldaten weiterdie- 
nen. Dazu werden sie nur bereit sein, wenn ihr 
künftiges Berufssoldatenverhältnis im Sinne des 
Entwurfs geregelt ist. Vor allem aber könnte die 
Zahl der neu auszubildenden Flugzeugführer als- 
bald nach Inkrafttreten des Gesetzes wesent- 
lich verringert werden. 


II. Zu den einzelnen Vorschriften 
Artikel 1 

Zu Absatz 1 Nr. 1 (§ 44 Abs. 2 SG) 

Der bisherige § 44 Abs. 2 stellt bei der Zurruheset- 
zung von Berufssoldaten auf das überschreiten einer 
vom Dienstgrad abhängigen besonderen Alters- 
grenze ab. Die Änderung ermöglicht auch die Zur- 
ruhesetzung von Offizieren, die als Strahlflugzeug- 
führer verwendet werden, mit überschreiten einer 
auf ihre Verwendung bezogenen besonderen Alters- 
grenze. 

Zu Absatz 1 Nr. 2 (§ 45 Abs. 2 SG) 

Mit der Ergänzung des § 45 Abs. 2 wird für die 
Soldaten in Verwendungen als Strahlflugzeugführer 
das vierzigste Lebensjahr als besondere Alters- 
grenze bestimmt. 

Zu Absatz 2 

Die Vorschrift enthält eine Ubergangsregelung für 
Strahlflugzeugführer, die vor Inkrafttreten dieses 
Gesetzes zu Berufssoldaten ernannt worden sind. 
Es soll von ihrer Entscheidung abhängen, ob für sie 
die besondere Altersgrenze des 40. Lebensjahres 
oder wie bisher die besondere Altersgrenze des 
Dienstgrades gilt. Aus Gründen der Rechtssicherheit 
muß sich der Soldat hierzu schriftlich und unwider- 
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ruflich entscheiden. Im Interesse der Personalpla- 
nung ist die Erklärung an eine Ausschlußfrist von 
sechs Monaten geknüpft. 

Eine solche Regelung ist nicht erforderlich für Solda- 
ten auf Zeit in Verwendungen als Strahlflugzeugfüh- 
rer, die Berufssoldat werden wollen. Sie haben keine 
Anwartschaft, in das Berufssoldatenverhältnis über- 
nommen zu werden, so daß es eines besonderen Ver- 
trauensschutzes nicht bedarf. Das gilt auch für Be- 
rufsoffizier-Anwärter, die die Verwendung als 
Strahlflugzeugführer anstreben oder sich in der Aus- 
bildung zum Strahlflugzeugführer befinden. 


Artikel 2 
Zu Absatz 1 

Nach Nummer 4 der Vorbemerkungen zu den Be- 
soldungsordnungen A und B des Bundesbesoldungs- 
gesetzes erhalten Soldaten vom Unteroffizier bis zum 
Oberst und Beamte bei Verwendung als Strahlflug- 
zeugführer eine Stellenzulage in Höhe von monat- 
lich 250 DM. Auch nach Beendigung dieser Verwen- 
dung wird diese Zulage weitergewährt, wenn die 
Verwendung mindestens fünf Jahre gedauert hat 
oder vorher aus bestimmten Gründen (Dienstunfall 
im Flugdienst oder durch die Besonderheiten der 
Verwendung bedingte gesundheitliche Schädigung) 
beendet worden ist. Unter denselben Voraussetzun- 
gen ist die Stellenzulage auch ruhegehaltfähig. Es 
erscheint angemessen, im Rahmen dieses Gesetzes 
die Mindestverwendungszeit von 5 auf 7 Jahre zu 
erhöhen. 

Zu Absatz 2 

Diese Heraufsetzung des Mindestzeitraums der Ver- 
wendung soll aus Gründen der Rechtsstandswahrung 
nicht für die Besoldungsempfänger gelten, die vor 
Inkrafttreten dieses Gesetzes die Stellenzulage nach 
den bisher geltenden Vorschriften erhalten haben. 

Artikel 3 

Diese Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Ge- 
setzes. 


III. Kosten 

Das Vorhaben verursacht keine Mehrkosten. Es 
hat sogar erhebliche Einsparungen zur Folge, da 
durch das längere Verbleiben der Strahlflugzeug- 
führer im Verband weniger Nachwuchskräfte benö- 
tigt werden. 
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Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 4. Oktober 1968 


An den 

Herrn Bundeskanzler 
Bonn 

Bundeskanzleramt 


Auf das Schreiben vom 13. September 1968 — II/3 — 37202 — 
4004/68 — - beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 328. Sitzung am 4. Oktober 1968 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes beschlossen hat, gegen den 

Entwurf eines Siebenten Gesetzes 
zur Änderung des Soldatengesetzes 

keine Einwendungen zu erheben. 


Dr. Lemke 

Vizepräsident 
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